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Bezirkstierarztes eine Erhöhung der Zahl der Haupt­
untersuchungen anordnen. Die gesetzlich angeordneten 
monatlichen Reihenuntersuchungen bleiben bestehen.

(2) Uber die Durchführung der Hauptuntersuchungen 
sind Nachweise zu führen, in denen die von den Tier­
haltern zu treffenden Maßnahmen mit Frist festzu­
legen sind. Das Original des Nachweises ist dem Tier­
halter zu übergeben. Zwei weitere Exemplare sind un­
verzüglich dem Rat des Kreises, Kreistierarzt, zu­
zusenden, der ein Exemplar sofort an das Veterinär- 
untersuchungs- und Tiergesundheitsamt weiterleitet. 
Der Kreistierarzt wertet mit den entsprechenden Orga­
nen des Rates des Kreises die Nachweise aus. Bei be­
deutenden Mängeln fordert er die Unterstützung durch 
das Veterinäruntersuchungs- und Tiergesundheitsamt, 
Schweinegesundheitsdienst, an. Es ist in diesen 
Fällen, sofern noch nicht geschehen, zu veranlassen, 
daß verendete oder schwer erkrankte Tiere zur Unter­
suchung an das Veterinäruntersuchungs- und Tier­
gesundheitsamt eingesandt werden. Ein Exemplar des 
Nachweises verbleibt beim untersuchenden Tierarzt.

§ 6
Das Veterinäruntersuchungs- und Tiergesundheits­

amt, Sell Weinegesundheitsdienst, hat folgende Aufgaben:

a) die wissenschaftliche Anleitung der im Schweine­
gesundheitsdienst tätigen Tierärzte;

b) auf Anforderung die im Schweinegesundheits­
dienst tätigen Tierärzte an Ort und Stelle bei 
prophylaktischen Maßnahmen und in der Dia­
gnosestellung zu unterstützen sowie hinsichtlich 
der therapeutischen Maßnahmen zu beraten. Die 
Anforderung kann von dem im Schweinegesund­
heitsdienst tätigen Tierarzt, vom Kreistierarzt oder 
von der Leitung des landwirtschaftlichen Betrie­
bes ausgehen;

c) die Ergebnisse des Schweinegesundheitsdienstes 
halbjährlich auszuwerten und den Räten der Be­
zirke und Kreise, Veterinärinspektion, ent­
sprechende Hinweise zu geben;

d) in Auswertung der Erfahrungen wissenschaftliche 
Arbeiten zur Anleitung der Tierärzte sowie popu­
lärwissenschaftliche Arbeiten unter besonderer 
Berücksichtigung der praktischen Belange der 
landwirtschaftlichen Kader zu veröffentlichen und 
eine Vortrags- und Schulungstätigkeit durchzu­
führen.

§ 7
(1) Die allgemeine Anleitung der nach § 4 Abs. 1 im 

Schweinegesundheitsdienst tätigen Tierärzte erfolgt 
durch die Kreistierärzte nach den Weisungen des Rates 
des Bezirkes, Bezirkstierarzt.

(2) Die Räte der Bezirke, Bezirkstierärzte, haben 
sich über die Ergebnisse des Schweinegesundheitsdien­
stes regelmäßig zu informieren und nach Besichtigung 
in Schwerpunktbetrieben hinsichtlich des Zustandes des 
vorbeugenden Gesundheitsschutzes an Ort und Stelle 
den Räten der Kreise, Kreistierärzte, entsprechende 
Anleitung zu geben. Dem Rat des Bezirkes, Abteilung 
Land- und Forstwirtschaft, sind Vorschläge für zu er­
greifende Maßnahmen zu machen.

§ 8
Die Tierhalter gemäß § 3 sind verpflichtet:
a) die mit der Durchführung des Schweinegesund­

heitsdienstes Beauftragten bei ihrer Tätigkeit zu 
unterstützen und die im Nachweis festgelegten 

-Maßnahmen fristgemäß durchzuführen;

b) Erkrankungs- oder Todesfälle bei Schweinen dem 
zuständigen Tierarzt zu melden, der gegebenen­
falls die Einsendung von Untersuchungsmaterial 
veranlaßt.

§ 9
Die in Durchführung des Schweinegesundheitsdienstes 

für tierärztliche Verrichtungen entstehenden Kosten 
sind von den Tierhaltern zu tragen. Für den Ausgleich 
der bei landwirtschaftlichen Produktionsgenossenschaften 
entstehenden Kosten der Prophylaxe gelten die Bestim­
mungen der Verordnung vom 17. Juli 1958 über die Ver­
besserung der tierärztlichen Betreuung der landwirt­
schaftlichen Produktionsgenossenschaften (GBl. I S. 605).

§ 10
(1) Mit einer Ordnungsstrafe bis zu 500 DM kann 

bestraft werden, wer
a) die im Nachweis festgelegten Maßnahmen nicht 

fristgemäß durchführt;
b) Erkrankungs- und Todesfälle bei Schweinen dem 

zuständigen Tierarzt nicht unverzüglich meldet.

(2) Die Durchführung des Ordnungsstrafverfahrens 
und der Erlaß des Ordnungsstrafbescheides regelt sich 
nach der Verordnung vom 3. Februar 1955 über die Fest­
setzung von Ordnungsstrafen und die Durchführung des 
Ordnungsstrafverfahrens (GBl. I S. 128).

§ 11
Diese Anordnung tritt am 1. Dezember 1959, der § 10 

tritt am 1. Januar I960 in Kraft.

Berlin, den 4. November 1959

Der Minister für Land- und Forstwirtschaft
R e ic h e 11

Anordnung
über Aufgaben und Tätigkeit der Staatlichen 

Holzinspektion bei der Staatlichen Plankommission.

Vom 15. Oktober 1959

Zur Sicherung einer wirksamen Kontrolle der gesam­
ten Wirtschaft auf dem Gebiet der sparsamen Verwen­
dung von Holz und Holzerzeugnissen, zur Durchfüh­
rung der Holzschutzmaßnahmen und zur Kontrolle der 
Einhaltung der auf diesem Gebiet erlassenen gesetz­
lichen Bestimmungen wurde auf Beschluß der Staat­
lichen Plankommission vom 27. Mai 1959 die Staatliche 
Holzinspektion gebildet.

§ 1
Rechtliche Stellung und organisatorischer Aufbau

(1) Die Staatliche Holzinspektion ist ein Organ der 
Staatlichen Plankommission. Sie ist dem Leiter der Ab­
teilung Bilanzierung und Verteilung der Produktions­
mittel unmittelbar unterstellt. Der Leiter der Staat­
lichen Holzinspektion wird durch den Vorsitzenden der 
Staatlichen Plankommission berufen und abberufen.

(2) Zur Durchführung der Aufgaben der Staatlichen 
Holzinspektion in den Bezirken ist bei den Wirtschafts­
räten bei den Räten der Bezirke ein Holzinspekteur 
einzusetzen, der als Angehöriger der Staatlichen Holz­
inspektion gilt und in sachlicher Hinsicht an Weisungen 
des Leiters der Staatlichen Holzinspektion gebunden 
ist. Der Holzinspekteur im Bezirk ist dem Leiter der 
Abteilung Materialtechnische Versorgung des Wirt­
schaftsrates beim Rat des Bezirkes unterstellt. Er wird


